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Im Mähdrescherfall schließt E mit J einen Kaufvertrag. E bittet J, ihm die teure Ware zukommen zu lassen. J übergibt sie S. S verschuldet einen Unfall, bei dem die Ware zerstört wird. Gefragt ist nach Ansprüchen des E. 

In der Abwandlung ist Vertragspartner der J der professionelle Fuhrunternehmer F.

Beginnen wir erstmal mit dem Primäranspruch.






A. Anspruch des E gegen J auf Leistung

E könnte gegen J einen Anspruch aus § 433 I auf Lieferung eines Ersatzteils haben.

Ähm ... , was ist eigentlich ein „Primäranspruch“?

Primäransprüche sind solche, die von dem durch die Parteien geschlossenen Vertrag vorgesehen sind, wenn alles gut läuft. Primäransprüche sind also beim Kaufvertrag Lieferung und Zahlung.

Sekundäransprüche gibt’s, wenn etwas schief läuft. Das sind i. d. R. Schadensersatzansprüche.
I. Kaufvertrag

E und J haben einen Kaufvertrag geschlossen, E ist Käufer, mithin ist der Anspruch entstanden.

Ja, das ist so eine Haarspalterei von mir. Prüfer sind schon froh, wenn Sie das Bestehen eines Kaufvertrages als Voraussetzung für einen Anspruch nennen. Streng genommen muss der Anspruchsteller aber auch die richtige Partei sein: Ein Käufer kann keine Kaufpreiszahlung fordern.
II. Untergang gemäß § 275 I.

Der Anspruch auf Lieferung des Ersatzteils könnte untergegangen sein gemäß § 275 I.

Das setzt voraus, dass die Erfüllung des Anspruches für jedermann bzw. für den Schuldner unmöglich ist. Ein Ersatzteil, das als Erfüllung geleistet werden sollte, wurde zerstört. Ob hierdurch die Erfüllung der Schuld unmöglich geworden ist, hängt vom Schuldtypus ab.

E und J schließen einen Kaufvertrag. Grundsätzlich wird beim Abschluss eines Kaufvertrages eine Gattungsschuld vereinbart. Diese Gattungsschuld könnte sich allerdings gemäß §§ 243 II, 447 I auf das ausgesonderte Ersatzteil konkretisiert haben.

Das setzt voraus, dass J als Verkäuferin auf Verlangen des E als Käufer eine als Leistungsobjekt taugliche Sache nach einem anderen als dem Erfüllungsort versandt hat.

Mangels entgegenstehender Vereinbarung und angesichts der bisherigen Praxis der Abholung der gekauften Waren ist gemäß §§ 133, 157 davon auszugehen, dass aufgrund § 269 I die Betriebsräume der J Erfüllungsort sind, die Leistungsschuld also eine Holschuld ist.

Auf Bitten des E versendet J ein Ersatzteil an den Ort der Betriebsstätte des E, mithin an einen anderen Ort als den Erfüllungsort; es lag eine Schickschuld vor.

Somit hat sich die ursprüngliche Gattungsschuld gemäß §§ 243 II, 447 I auf das ausgesonderte Ersatzteil zur Stückschuld konkretisiert.

Infolgedessen ist angesichts der Zerstörung des Ersatzteils die Erfüllung für jedermann unmöglich, der Lieferanspruch ist untergegangen gemäß § 275 I.

Nachdem das Schicksal des Primäranspruches geklärt ist, müssen nun Sekundäransprüche geprüft werden. Natürlich müssten wir eigentlich mit vertraglichen Ansprüchen weitermachen. In meinem Lösungsvorschlag aus dem Jahre 2007 prüfe ich allerdings erstmal § 823. Was ich mir einst dabei dachte, ist mir inzwischen auch nicht mehr ganz klar. Wahrscheinlich jugendliche Rebellion oder so etwas in der Art.





B. Anspruch des E gegen S aus § 823 I

E könnte gegen S einen Anspruch auf Schadensersatz gemäß § 823 I haben.

1. Rechtsgutverletzung

Hierfür müsste S den E an einem Recht oder Rechtsgut i.S.d. § 823 I verletzt haben. Aufgrund eines durch S verschuldeten Unfalls wird ein Ersatzteil, auf das E einen Anspruch hatte, zerstört. 

Hierdurch könnte S das Eigentum des E verletzt haben. Das setzt voraus, dass E Eigentümer des Ersatzteils war. Ursprünglich war J Eigentümerin. Sie könnte das Eigentum jedoch durch eine Übereignung gemäß 
§ 929 S. 1 an E übertragen haben.

E erlangt keinen Besitz am Ersatzteil, es kann mithin offen bleiben, ob und wenn ja in welcher Form J und E sich über den Eigentumsübergang geeinigt haben. E war nicht Eigentümer des Ersatzteils, mithin hat S kein Recht oder Rechtsgut des E i.S.d. § 823 I verletzt.

Am Donnerstag unterstellten wir eine Einigung i. S. d. § 929 S. 1. Genauso richtig.
Somit hat E gegen S keinen Anspruch auf Schadensersatz gemäß § 823 I.






C. Anspruch E gegen J aus §§ 280 I, III, 283

E könnte gegen J einen Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung gemäß §§ 280 I, III, 283 haben.

I. Schuldverhältnis

E und J haben einen Kaufvertrag geschlossen, mithin besteht ein Schuldverhältnis

II. Unmöglichkeit der Leistung

Der Anspruch auf Leistung ist untergegangen gemäß 
§ 275 I.

III. Vertretenmüssen

Ferner müsste J das Leistungshindernis zu vertreten haben. Zu vertreten hat der Schuldner gemäß § 276 I 1 Vorsatz und Fahrlässigkeit.

S verschuldet den Untergang des Leistungsanspruches, mithin nicht J. 

J könnte das Verschulden der S gemäß § 278 zuzurechnen sein. Das setzt voraus, dass J sich der S zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit bedient. J bedient sich der S zum Transport der Sache zu E, J ist jedoch nur Schuldnerin einer Schickschuld. Mithin schuldet sie den Transport der Sache nicht, bedient sich der S also auch nicht zur Erfüllung einer Verbindlichkeit gegenüber E.

Somit ist J das Verschulden der S nicht gemäß § 278 zuzurechnen, J hat das Leistungshindernis nicht zu vertreten.

Ein absoluter Klassikerstreit in der Literatur ist, ob der Versender Verschulden seiner Angestellten gegen sich gelten lassen muss. Der Streit ist wichtig, schlagen Sie ihn ’mal nach. Uns interessiert vorliegend aber etwas anderes.

Somit hat E gegen J keinen Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung gemäß §§ 280 I, III, 283.

Einen vertraglichen Anspruch des E gegen S gibt es nicht, da E und S keinen Vertrag schließen. Schutzwirkung des Vertrages S mit J zugunsten des E? Da fehlt es bereits an der Leistungsnähe des E. E hat gegen S auch keine deliktischen Ansprüche, da keines seiner Rechtsgüter verletzt wurde.

S hat allerdings schon eine Pflichtverletzung begangen, indem sie den Unfall verschuldet hat. Nur: wer kann aufgrund dieser Pflichtverletzung klagen? Antwort: nur ihr Vertragspartner, also J. 

J hat also möglicherweise einen Anspruch gegen S ... Kann E an diesen Anspruch irgendwie herankommen? J soll an E leisten, das geht nicht, deshalb erlangt J evtl. einen Anspruch gegen S ...






D. Anspruch E gegen J aus § 285

E könnte gegen J einen Anspruch aus § 285 I auf Abtretung eines Schadensersatzanspruches gegen S haben.

I. Schadensersatzanspruch gegen S

Das setzt zunächst voraus, dass J gegen S überhaupt einen Anspruch auf Schadensersatz hat.

Ähm ja, richtig. Hat J keinen Schadensersatzanspruch, kann sie ihn auch nicht.. ähm ... abtreten.

J könnte gegen S einen Anspruch auf Schadensersatz gemäß §§ 280 I, 241 II haben.

Warum nicht Schadensersatz wegen Schlechtleistung? Der eventuelle Schaden entsteht nicht deshalb, weil S das Ding nicht oder schlecht liefert (Leistungspflichtverletzung); der eventuelle Schaden entsteht, weil S auf die Sachen der J nicht ordentlich aufpasst (Schutzpflichtverletzung).

1. Schuldverhältnis

Hierfür müsste zwischen J und S zunächst ein Schuldverhältnis bestehen.

S erklärt sich bereit, für J unentgeltlich das Ersatzteil für E zu transportieren. Ob S und J damit vereinbart haben, dass S Schutzpflichten gemäß § 241 II treffen soll, ist durch Auslegung gemäß §§ 133, 157 zu ermitteln.

S und J sind sich darüber im Klaren, dass S ein teures Ersatzteil für J transportiert. Der wirtschaftliche Wert eines betroffenen Objektes ist entscheidendes Indiz für einen Rechtsbindungswillen bzgl. der Übernahme von Schutzpflichten. Ob S und J einen Auftrag i. S. d. 
§§ 662ff. mit Leistungspflicht(en) geschlossen haben, kann demgegenüber offen bleiben. Jedenfalls haben sie vereinbart, dass S Schutzpflichten gemäß § 241 II treffen soll; es besteht zwischen ihnen ein entsprechendes Schuldverhältnis.

2. Pflichtverletzung

Aufgrund eines verschuldeten Unfalls wird Eigentum der J zerstört, mithin verletzt S eine Schutzpflicht aus ihrem Schuldverhältnis mit J.

3. Schaden

Ferner müsste J einen Schaden erlitten haben.

Schaden ist jede unfreiwillige Vermögensminderung. Durch die Pflichtverletzung der S wird Eigentum der J zerstört. Freilich war dies für E bestimmt. Angesichts des Gefahrübergangs gemäß § 447 trägt J nicht mehr die Gegenleistungsgefahr, mithin erleidet J keinen Schaden.

Nochmal: E hat einen Schaden, weil er für ein Ersatzteil löhnen muss, das er nicht kriegt. E hat aber keinen Schadensersatzanspruch, weder gegen S noch gegen J. Nun sind wir gerade bei der Frage, ob er möglicherweise einen Schadensersatzanspruch der J gegen S abgreifen kann.

Nur hat J nur dann einen Schadensersatzanspruch, wenn sie auch einen Schaden hat. Es ist verhext: J hätte den Anspruch, hat aber keinen Schaden. E hat den Schaden aber keinen Anspruch.

In dieser Situation rufen wir die Geister des Zivilrechts, und sie erleuchten uns mit der

Drittschadensliquidation 

Ihr Trick: J hat einen Anspruch, aber keinen Schaden. E hat einen Schaden, aber keinen Anspruch. Also, sagt das Gesetz, ziehen wir doch den Schaden des E auf die Seite der J ’rüber; die J soll gegenüber ihrer Vertragspartnerin S den Schaden des E liquidieren. Halt eben Drittschadensliquidation.

J könnte allerdings den Schaden des E im Wege der sog. „Drittschadensliquidation“ geltend machen können. Das setzt voraus, dass eine rein zufällige Schadensverlagerung stattgefunden hat. Namentlich ist dies der Fall in Situationen der obligatorischen Gefahrenentlastung, namentlich beim Versendungskauf.

J übergibt an S eine Ware zum Transport. Für S ist es völlig egal, ob der letztendliche Schaden im Schadensfalle die J oder den E trifft, insofern ist die tatsächliche Schadensverlagerung aus ihrer Sicht zufälliger, durch die Regelung der ursprünglichen Vertragsparteien determinierter Umstand.

Somit kann J den Schaden des E im Wege der Drittschadensliquidation geltend machen.

4. Vertretenmüssen

S verschuldet den Unfall, hat mithin die Pflichtverletzung zu vertreten.

Somit hat J gegen S einen Anspruch auf Schadensersatz gemäß §§ 280 I, 241 II.

II. Erlangen aufgrund Leistungshindernis

J erlangt den Schadensersatz gegen S aufgrund des Unfalls der letzteren, der zur Zerstörung des Ersatzteils führte, mithin aufgrund des Umstands, der zum Erlöschen ihrer Leistungspflicht gemäß § 275 I führte.

Somit hat E gegen J einen Anspruch aus § 285 I auf Abtretung ihres Schadensersatzanspruches gegen S.

Da die Drittschadensliquidation ein bisschen fuchsig aussieht, quasi wie ein merkwürdiger Trick, ist man mit ihr sehr zurückhaltend. Insgesamt gibt es drei Fallgruppen der Drittschadensliquidation, von der wir am Donnerstag eine kennen gelernt haben.

Für die beiden anderen verweise ich Sie vertrauensvoll auf die einschlägige Lehrbuchliteratur, denn zum Abschluss unserer gemeinsamen Zeit – schnüff – möchte ich noch etwas anderes betonen:

Der wichtigste Unterschied zwischen der Drittschadensliquidation und dem Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter besteht darin, dass bei der 



Drittschadensliquidation




der Schuldner wirklich nur jeweils „ein Risiko“ trägt



beim Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter sich hingegen




das Haftungsrisiko auf mehrere Personen erweitert. 

Die Abwandlung zeigt, dass die Drittschadensliquidation heute nicht mehr so wichtig ist, da der Empfänger gegen den professionellen Fuhrunternehmer einen Anspruch aus §§ 421 I 2, 425 I HGB hat. Der Umweg über den § 285 BGB ist in diesen Fällen nicht mehr nötig.











































